
tretenden Ausbildungsordnungen nach dem Berufsbildungsge- Kollegen unterbunden und der Betriebsleitung geholfen werden,
SEeitZz mussen die betriebliche Wirklichkeit stärker berücksichtigen Intentionen für eine gyute Berufsausbildung verwirklichen.
und dem einzelnen Auszubildenden den berutlichen Ausbil- Die Eltern haben die Mıtverantwortung für ihre 1n der Be-
dungsweg öffnen, der für ıhn auch die Chancen des Wechsels rufsausbildung stehenden Kinder. Sıe siınd berechtigt und VOI-
und des Aufstiegs (Mobilıität) enthält. Dıiıe Durchsetzung des pflichtet, siıch INteNS1LV die betriebliche Berufsausbildung iıhrer
Stufenprinziıps wiırd dabei wertvolle J1enste eisten. Kinder kümmern. Betrieb, Berutsschule w ıe alle gesellschaft-Fehlentwicklungen können 1Ur vermijeden werden, wenn dıe liıchen Kräfte, auch die Kirchen, sollen sich bemühen, den Eltern
wissenschaftlıche Forschung bei der Entwicklung und Anpassung durch Orientierungshilfen Wege der Mıtwirkung zeıgen.
VO]  - Ausbildungsordnungen AauSgeSTatteL wird, daß s$1e 1n -
SEMESSCHNCI eit praktische Ergebnisse vorlegen kann Be1 den VO: der Berutfsausbildung Betroftenen (Auszubilden-

der, Ausbilder, Eltern) 1St das Bewußftsein weıthın noch nıchtBe1i den Krıter:en für dıe Eıgnung eines Betriebes wird INa genügend ausgepragt, da{fß eın Ausbildungsvertrag miıt wwechsel-allgemein wenıgstens ıne negatıve Abgrenzung vornehmen seitıgen Rechten UN Pflichten vorliegt. Dieses Bewufßtsein mufß
mussen (z Mangel technis:  er Ausstattung, geringe
Ausbildungsbreite uSW.). Dıiıe ammern mussen ihre Aufsichts- geweckt und entfaltet werden. Dem heute partnerschaftliıch VeI-

standenen Ausbildungsverhältnis entsprechend, mussen euepflicht 1n diesem Punkt csehr nehmen. Dazu bedart ıhrer Möglıchkeiten der Selbstkontrolle und der Entfaltung eıgenerentsprechenden personellen Ausstattung. Zu ordern 1St eine Inıtiatıven und Aktivitäiten für den Jugendlichen erschlossenmöglichst chnelle Festlegung der Eıgnung der Ausbildungsstät- werden.
ten 1n den berufsspezifischen Ausbildungsordnungen (Änderung
$ DD des Berufsbildungsgesetzes). Überbetriebliche Aus- Die Probleme der Kosten und Fınanzıerung der betrieblichen
bildungsstätten und -malsnahmen mussen vermehrt angeboten Ausbildung werden heute sowohl AUS der Sicht der Auszubilden-
werden, insbesondere 1 Interesse der Jugendlichen, dıe ın den WwW1e der Betriebe estark diskutiert. Das Zentralkomitee der
Kleın- und Mittelbetrieben ıhre Ausbildung absolvieren. deutschen Katholiken ‚y daß bald nach der Vorlage der

Das Berufsbildungsgesetz definiert und präzisliert die Auf- Ergebnisse der VO: der Bundesregierung eingesetzten Sachver-
ständıgen-Kommissıon Z Untersuchung dieses Problemkreisesgaben des ımm Betrieb Ausbildenden. Dıie Effizienz der etrieb-
NECUEC Vorstellungen ber dıe Gestaltung der Fınanzıerung eNt-liıchen Ausbildung hängt entscheidend davon ab, ob gelingt,

genügend entsprechend qualifizierte Ausbilder finden Die wickelt werden. Es wird sıch gegebener eıt dieser Dıs-
achliche und pädagogische Befähigung der Ausbilder wiıird 1n kussıion beteiligen.
naher Zukunft erfreulicherweise durch das Berufsbildungsgesetz Wiährend 1n der Regel die Betriebe Träger der Berutsaus-
un entsprechende Rechtsverordnungen geregelt. Wiıchtig bildung sınd, sınd die Kammern die laut Gesetz „zuständıge
scheint arüber hiıinaus ber auch eine ständige achliche nd te Die 1n dieser Regelung verwirklichte Selbstverwaltung
pädagogische Fortbildung der Ausbilder. wırd Umständen miıt der Gefahr der 1n der Sache lıegen-

Auszubildende und Ausbildende bedürten der ständiıgen Be- den Interesengebundenheit erkauft. Dıie Überwachung der Be-
ratung; eshalb mu{fß dıe Zahl der Ausbildungsberater erheblich rufsausbildung muß daher von einem kooperativen UOrgan wahr-
vergrößert werden. Ihre Stellung als Vertrauensmann der Aus- ewerden, dem alle Betroftenen (Unternehmer, Ar-
zubildenden 1St auszubauen. Die bei der Tätigkeit der Ausbil- beitnehmer, Auszubildende, Eltern und Berufsschule) beteiligt
dungsberater auttretenden Fragen sollten 1n den Berufsbildungs- sind (z Arbeitskammer oder eiıne „Bundesanstalt für Arbeıt
ausschüssen behandelt werden. und Berufsbildung“ oder erweıterte usschüsse der Kammern).

Die Regelung der betrieblichen Jugendvertretung 1 14 Reformen der Berufsausbildung ollten auf der Basıs ob-
Betriebsverfassungsgesetz stellt eıne begrüßenswerte Verbesse- jektivierender Sachlichkeit durchgeführt werden. Von der Ar-
rung der bisherigen Verhältnisse dar, auch W C111 die einzelnen e1it des neugeschaftenen Bundesinstituts 1n Berlin dart
„Kann- un Soll-Bestimmungen“ nıcht alle Wünsche hınsıchtlich werden, da{ß Regierungsmaßnahmen durch Forschung und Ent-
der Verbindlichkeit der Mitsprache Jugendlicher 1mMm Betriebsrat wicklungsarbeıit sachgerecht vorbereitet und eine gzute Koordt-
ertüllen. Durch den Betriebsrat sollte VOTr allem die nıcht selten nıerung und Kooperatıon aller der Berufsbildung beteiligten

beobachtende Ausnutzung der Auszubildenden auch durch gesellschaftlichen Kräfte ZUT Voraussetzung gemacht werden.

Länderberichte

Die ka.tholischen Schulen 1n den USA
Am März wurde 1n Washington eın langerwarteter Der Kommissionsbericht oipfelt 1n der Empfehlung
Untersuchungsbericht veröffentlicht, den Präsident den Präsiıdenten, die Regierung solle „schnell un
Nıxon bereıits 1mM April 1970 1in Auftrag gegeben hatte. überlegen, Ww1e zusätzliche un wirkungsvollere Formen
ıne 18köpfige Kommissıon, dıe MI1t der Ausarbeitung der Hıiılfe nıchtöftentliche Schulen vergeben werden

könnten“. Der Spielraum 1St. allerdings sehr begrenzt, dabeauftragt Wafl, sollte Vorschläge für die zukünftige Stel-
lung und Fınanzıerung privater Schulen machen. Immer oberste Gerichtsurteile die Möglichkeiten staatlıcher
wieder WTr seıtens der Regierung auf den März 19/2 als Hılte für prıvate Schulen sehr einschränken. hne gyrofße
wichtiges Datum für Maßnahmen 1m Bereıich des Prıvat- Schwierigkeiten lasse siıch lediglich Unterstützung für
schulwesens verwıesen worden. Durch ıne Reihe Oraus- Schulspeisung, Gesundheıitsdienste, dıe UÜbernahme der

Lehrbücherkosten un des Schülertransports durchsetzen.SCHANSCHCI Entscheidungen jedoch verlor das Jetzt VOI-

liegende Dokument 1e] VO seiner Bedeutung. Das Pro- Weitergehende Mafßnahmen, WwW1e€e Steuererleichterungen,
blem celbst 1aber 1St weiterhin hoch aktuell und dürfte Schulgelderstattung, Stipendien für Bedürftige un „glei-
auch 1mM Wahlkampf ıne wichtıige Rolle spielen. che Beteiligung der Privatschulen jeder Art VO Bun-
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des-Hılfsprogrammen 1mM Bereich des Erziehungswesens“, die Katholiken auf Beibehaltung und Ausbau der katho-empfiehlt die Kommissiıon ZWAaTrT, sS1e macht 1aber keine lischen Gemeindeschulen, weıl miıt dem 1N diesem JahrVorschläge zur Verwirklichung (vgl NCNS, Z2) verabschiedeten „Ersten Zusatz ZUur Verfassung“ A derWeıihbischof McMannus VO Chicago, der innerhalb Religionsunterricht den öftentlichen Schulen un Ge-der Bischofskonferenz mIiıt den Fragen der katholischen ZUr Unterstützung religiöser Gemeıinschaften durchSchulen beauftragt 1St und beratend 1n der Untersu- den Staat verboten wurden. In den Verfassungen verschie-
chungskommission miıtwirkte, annte das Ergebnis ledig- dener Bundesstaaten findet sıch dieser Passus meıstens inlıch ıne „Bekräftigung einer Empftehlung“, die bereits noch präzıserer orm un schärferer Abgrenzung wıeder.
VOTLT Jahren VO  - Präsident Roosevelts natıonalem So heißt ın der Verfassung VO  e} Ilinois, die
Erziehungsbeirat gemacht worden 1St. 1mM Jahre 1970 verabschiedet wurde, unverändert W1e 1n

der Verfassung VO 1870, dafß weder die Regierung nochAÄngesichts der teilweise katastrophalen finanziellen Lage eın Bezirk oder ıne Stadt oder eın Schuldistrikt „Jemalsder Privatschulen un: der Tatsache, daß in der etzten
eıit durchschnitrtlich täglich ıne Privatschule schließt, ıne Bewilligung oder Bezahlung 4uUus iırgendeinem Fonds
hatte INa  — auf konkretere Vorschläge gehofft Es wırd eisten |d3.l'f, damıt 1n iırgendeiner orm einer Kırche

oder für eiınen konfessionellen Zweck Hılte eisten.Nu Sache des Präsiıdenten se1n, i1ne Lösung des Pro-
blems finden, zumal sıch verschiedentlich eindeutig Auch Hılfe Z Unterstützung einer Schule, Akademıie,
für die Hılte ausgesprochen hat. Gerade 1m etzten Jahr eines Seminars, College, einer Universität oder anderer
wurde ıne besonders hektische Aktivität enttacht. Am lıterarischer oder wıissenschaftlicher Institutionen, die

VO  — einer Kırche oder konfessionellen Denomuination18 Feruar 1971 legte iıne vierköpfige Kommissıon stell-
vertretend für die Kırchen un: andere private Schulträ- kontrolliert werden, ISt untersagt; ebenfalls ede Bewilli-

Sgung VO Land, eld oder anderem persönlichem Besıitzper dem Präsiıdenten ihre eigenen Empfehlungen VOF: Im durch den Staat oder iıne andere öftentliche Einrich-März kam N dann VOL dem Obersten Gerichtshof der
Vereinigten Staaten einem zweıtägıgen Hearıng ber Cung
die Verfassungsmäßigkeit VO Schulfinanzierungsgeset- Wiährend sıch die protestantischen Kiırchen weıitgehend
zen AaUus drei Bundesstaaten (Pennsylvanıia, Rhode Island, MIt den „public schools“ zufriedengaben un: 1m üb-
Connecticut). Be1 dieser Gelegenheıit hatten alle Seiten rıgen weıtgehenden Einfluß auf deren Ausrichtung be-

hielten (Wirkung des Puritaniısmus), Oogen sıch die Ka-die Möglıichkeit, ıhre Vorstellungen vorzutragen. Die
Zeitschrift „America“ (13 71) bemerkte 1n einem tholiken als Minderheit auf ıhre eigenen Schulen zurück.
Kommentar, die dort vorgetragenen Argumente gehör- Diese „Tast ausschließlich bestimmt ZUr Abwehr
ten ZU Solidesten, W 45 Ina  ; jemals VOTLT dem Obersten des Einflusses einer militanten, antı-katholischen Atmo-
Gerichtshof hören konnte. Am Junı 19717 verkündete sphäre Die Handlungsweise WAar größtenteıls de-
das Oberste Gericht das Urteil 1M Falle der drei Länder- fensiv; das 7Ziel estand darin, Katholiken 1n ihrem lau-
gESETZE. Seither Orlıentieren sıch alle Überlegungen hın- ben behüten un die Posıtion der Kırche 1n einer
sichtlich der Fiınanzıerung VO Privatschulen diesem feindlichen Umwelt behaupten.“
Urteıil. Auch der Präsident ann ıcht daran vorbeı. Die Heute erg1ibt sıch ZW2Ar weitgehend ine andere Sıtua-staatliche Unterstützung privater Schulen wurde noch- tıon un die meısten Schulen haben sıch dieser Sıtua-mals für verfassungswidrig erklärt. Lediglich 1m Falle pr1- tion auch angepaft doch tauchen die alten Ressen-Universitäten wurden Zugeständnisse gemacht. Dıese ıments auf beiden Seiten ımmer dann auf, wenn irgend-Grundsatzentscheidung, die „drohende schwerwiegende das Nebeneinander ın ıne Verwischung der renzen
Verstrickungen zwıschen Kırche un Staat  < verhindern un Kompetenzen abzugleiten droht Aus den
soll, hatte großen Einfluß auf die Gesetzgebung fast aller Lehrplänen un manchen negatıven ErscheinungenBundesstaaten. Dıe Neuüberlegungen un: Änderungen
halten Auch die Diskussion 1n der Oftentlichkeit enNt-

den „public schools“ leiten außerdem viele Katholiken
die weıter bestehende Berechtigung bzw Notwendigkeıitflammte VO  - Präsident Nıxon eriff Au- der Gemeindeschulen (parochıial schools) 1b

Zust besänftigend 1ın die Debatte eın un versprach Aaut Verfassung der USA lıegt die Verantwortung fürUnterstützung. Im November verabschiedete die WS- das Bildungswesen be] den Eınzelstaaten, die Entschei-Bischofskonferenz eiıne Erklärung, 1n der S1e ZUuU Ge-
richtsbeschluß un Alternatıiv-Formen der Hılte dungsgewalt hauptsächlich 1n Händen der O0OÖ Ort-

Stellung ahm Im Dezember schließlich schlossen sıch lichen Schulbehörden. Die Finanzıerung der öftentlichen
Schulen geschieht hauptsächlich durch Öörtliche Grund-viele Organısationen un Gruppen der unterschiedlich-

Sten Rıchtungen USammeN, gemeinsam die Rechte stückssteuern. 50 0/9 der Ausgaben mussen die Gemeın-
der Privatschulen siıchern und ausweiten helfen. den, 40 9/9 der einzelne Bundesstaat un:! 10 9/0 die Bun-

desregıerung tragen.
An die Grundschule (elementary school) schließt sıch für

Das große Hindernis: die Vertassung alle Schüler die Oberschule (hıgh school) an, dıe als (GGanz-
tagsschule 80080 5-Tage-Woche, Koedukation un: Kurs-

Die Jetzt ZuUur Entscheidung anstehenden Probleme sind SyStem MmMIt Pflicht- und Wahlfächern aufgebaut 1St un
CNg mıiıt der Entwicklung des amerikaniıschen Schulwe- einem Dach drei auptzüge (allgemeinbildend,
SCNS verbunden. Eın umfassendes öftentliches Schulwesen akademische Vorbereitung, berufsbildend) enthält. Dıie
gibt 1n den USA erst se1it eLWw2 hundert Jahren. iırch- Hochschulen (Colleges un: Uniıversitäten) bieten eın viel-
lıche Pfarrschulen dagegen ex1istierten schon länger. Dıiıe fältıges Erscheinungsbild, wobe!] keıne CNAUC Trennung
meıisten VO  3 iıhnen protestantisch, Jlediglich 1ın den zwischen „wissenschaftlichen Hochschulen“ und Fach-
Gebieten miıt vorwiegend französischen, spanıschen, hochschulen zıiehen ISt. Besonders be] den Colleges
mexıikanischen un: iırıschen Einwanderern entwickelten machen sıch Qualitätsunterschiede graviıerend bemerk-
sıch auch katholische Schulen. Nach 1850 sahen besonders bar
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Innerhalb des Bildungswesens haben die Bil- Untersuchung des Chicagoer Pädagogik-Professors
dungseinrichtungen ıcht übersehenden Platz, Erickson, bilden eine große Ausnahme Dıie jahrlichen Be-
un ZWAar besonders stark Bereich der Elementarschu- riıchte des Research Department der National Catholic
len, WECN1ISCI bei den hıgh schools, sehr stark wieder- Education Assocıation (NCEA) bieten NUur 1ı1ne

(mıt 70 0/9) bei den Colleges un Universıiıtiten Ihre Fülle VO  —; allerdings sehr aufschlußreichen Eıinzel-
daten.Exıstenz sıch wird VO außen ıcht rage gestellt

Man aßt ıhnen ıhr Eigenleben und erkennt ıhre Ab-
schlußzeugnisse [1 TSt Zusammenhang MI der Schon nach der Veröffentlichung der Ergebnisse
rage der Fınanzıerung tauchen Probleme auf Nach den reprasentatıven, Rahmen des National Opınıon Re-

search Center durchgeführten Studie ber den Wirkungs-soeben veröftentlichten Erhebungen der amerikaniıschen grad des katholischen Schulwesens den USA VORegierung SIN der Besuch der Privatschulen SECeIL 1965
239 Zzurück 2 STAatt Miıllionen Schülern be- Greely und Ross:?3 wurde die Posıtion der katho-

suchen 11Ur noch Millionen Privatschulen Auf katho- lischen Schulen vieltach rage gestellt (vgl Juli
1967 333 f} Überlegungen nach dem Konzıil brachtenliısche Privatschulen entfallen davon Miıllionen (1ım
weıltfere Argumente ZU Wanken ber gerade ZU elit-Gegensatz Mıllionen Im gleichen Zeıiıtraum

die Einschreibung den „public schools 129/0 punkt dieser innerkirchlichen UÜberlegungen konnten die

(von 41 Miıllionen auf 46 Miıllionen), wobei beson- katholischen Schulen noch ine große Beliebtheit bei
ders staädtischen Bezirken und Umkrreıs der Stäiädte vielen Eltern verzei  nen Inzwischen haben SIEC sıch u

der Gettomentalıtät un dem Mittelstands mage weEeIit-
1i1nNne verstärkte Zunahme verzei:  nen 1ST

gehend gelöst Sıe sınd ıcht mehr die Schule der Armen
Bıs 1965 schien die Expansıon des katholischen Priıvat- und Unterprivilegierten, der ma  ; manche Schwäche
schulwesens ıcht aufhören wollen besuchten (große Schülerzahl schlechte Ausstattung, N1S SC-
NUur Millionen Schüler diese Schulen) Doch dann be- bildete Lehrer) verzieh Dıie ethnischen Gruppen, denen
gann plötzlich der Rückschlag Dıie Anmeldungen ließen S1e als Zuflucht gegolten hatte, siınd iınzwischen we1tge-
nach Parallel diesem abnehmenden Interesse der El- hend ıintegrıiert. So fallen relig1öse un: ethniısche Motiva-
tern, iıhre Kinder auf Pfarrschulen schicken erhöhten ON allmählich zurück. Statt dessen setizte in  } alle
siıch die Kosten bıs dahin ıcht gekanntem Maße Dıiıe raft daran, das Nıveau der Schulen anzuheben, daß
Deckung der Kosten konnte nach dem üblichen Schema S1C allen akademischen un:! pädagogischen Vergleichen
(Zuschüsse VO'  3 Pfarrgemeinde un: Diözese, Schulgeld zumindest standhalten konnten Vergleichszahlen 2U$
seitens der Eltern, teilweise Hılte durch lokale Organısa- den Jahren 1925 un 1969 machen deutlich, daß früher
tıonen) nıcht mehr erreicht werden Immerhin 1STt die die religıösen Gründe ausschlaggebend bei der Entschei-
Kirche der USA auf freiwillige Spenden aNngCWI1ESCH un: dung der FEltern für die katholischen Schulen WAarcen,
annn ıcht aut fest einkalkulierbare Kirchensteuerbeträge während heutzutage mehr und mehr die Qualität
zurückgreifen So sahen siıch mehr Gemeinden DC- Vordergrund steht iıneUntersuchung der Erzdiözese
ZWUNSCNH, ıhre Gemeindeschule schließen Gab E 1960 Boston * ergab Dn B., daß 36 0/9 der FEltern zwischen 50
noch 000 katholische Grund- un Oberschulen, SO un! 54 Jahren, aber bereits 45 0/9 der FEltern zwischen 3()
aren Maı 1971 noch 11 2351 Von Ende Januar bıs un Jahren und 02 0/9 der Eltern Jah-
Ende September 1971 (nach dem Beschlufß des Obersten ren die höhere Qualität der katholischen Privatschulen
Gerichtshofs un VOT Begınn des uen Schuljahres) kam als ausschlaggebend für ıhre W.ahl bezeichneten Nach

ZUur Schließung VO  $ weılftferen 800 Schulen Allein für das Magazın Newsweek“ durchgeführten
Bereich der Erzdiözese Detroit wurden nach Sperrung Gallup-Umfrage entscheiden sıch Bundesdurchschnitt
der Mittel durch den Staat Michigan November 1970 33 0/9 der katholischen Eltern £ür katholische Schulen,
60 VO 230 rund- un 70 VO  e} 73 Oberschulen geschlos- weıl S1E VO dort 1iNle bessere Erziehung erwarten, un
sen Im Bereich der Dıiözese Brooklyn steht die Schließung 09/0, weil SIE dort bessere Disziplın gewährleistet INe1-

VO  3 Oberschulen MItTt 01010 Schülern Kürze bevor, Nnen Wiäihrend sıch die öffentlichen Schulen gan-
wenn nıcht noch 1171} etzten Moment 1i1nNe Lösung gefunden ZzZe  3 laut umfassenden Studie des Carnegıe Instı-
WILr LUfFS bedenklichen Zustand befinden, lıegt

der Intelligenzquotient den Konfessionsschulen MI1IL 104
bis 111 beträchtlich über dem natiıonalen Durchschnitt,Die Motivationen haben sıch geändert der 96 bis 103 beträgt (vgl NZZ 11 7/1) Der glei-

Insgesamt hat ine Reihe VO Faktoren ZUFr plötzlichen chen Quelle zufolge Rev Gzese,;, Mitglied des ka-
tholischen Schulrates Chicago Das System der Ööffent-

Verschlechterung der Sıtuation beigetragen Neben der liıchen Schulen Chicago 1SE aul bis die Wurzeln Dıie
erheblichen Kostensteigerung und dem Rückgang der Schulen sınd überfüllt VO Bandenkämpfen, die
Einschreibungen sind die Bevölkerungswanderung, Ar- Lehrer unterbezahlt, überfordert und verzweıftelt Dıie
beitslosigkeit, Umstrukturierung innerhalb der Lehrer- konfessionellen Schulen bieten 1ne Alternative Undschaf} grundsätzliche rwagungen ber den Siınn katho- den schwarzen Gemeinden 1STE 1er oft der CINZI1SC Funkelischer Schulen heute un nachlassender Einfluß VO SC1- Hoffnung Die steigenden Erwartungen und Anforde-
ten der Bischöte und Priester NENNEN Im Zusammen-

runsen bedingten aber auch 3881° Fülle VO  _ Mehrkosten
hang MI den Entscheidungen und Diskussionen der letz-
ten Monate hat sıch die Betrachtung jedoch fast auS$Ss- Da kleinere Klassengemeinschaften, mehr un! bessere
schließlich auf die finanzielle Seıte beschränkt Dafß dieses Lehrer, großzügigere Gebäude un viele zusätzliche An-
Problem csehr den Vordergrund rücken konnte, 1St gebote TIiet wurden un mMa  $ 198088 die Attraktıivi-
teilweise wıederum auf Nierne katholische Entwicklun- Tat (und Spendeneingänge) konnte, Lraten viele

Schulen MI ehrgeizigen Plänen auf die ber die nan-gCHh zurückzuführen Bisher fehlt umtassenden Dar-
legungen diesem Komplex Einzelne Beıträge, WIC die ziellen Möglichkeiten Gemeinde WEeIt hinausgingen
788



ÄI'IT’‚\CI'C Schüler konnten vielfach iıcht mehr das gestie- hatte sıch teilweise ıneKooperation zwischen public un!
SCNEC Schulgeld aufbringen. So entwickelten sıch die Schu- parochial schools entwickelt, bei der die staatlichen Schu-
len teilweise exklusiven Zirkeln einer bestimmten, be- len die Verantwortung für die säkularen Fächer ber-
guterten Mittelschicht, die ihrerseits immer höhere An- nahmen. In Rhode Island, Connecticut un Louisıana
forderungen stellte. - (Allerdings unterhält die Kirche wurde diese orm jedoch durch Gesetz, 1ın Michigan
auch noch sehr viele Schulen 1ın Bereichen be- durch eın Referendum verboten. Im Junı 1971 (vor dem
sonders den Schwarzen. Diese sınd tast ausschliefß- Grundsatzurteil des Obersten Gerichts) gewährten dreı
lıch auf das Angebot der Kirche angewıesen. Die Kosten Staaten Geldmiuittel ftür Schüler, die entweder die Eltern
werden 2US zentralen kirchlichen Fonds gedeckt. Wih- oder die Schulen ausgezahlt wurden. In sıeben Staaten
rend weniıger als 29/ der amerikanischen Katholiken War ıne Doppeleinschreibung oder Teilzeitprogramm
Zur schwarzen Bevölkerung zählen, 1m Schuljahr tür den Bereich der Privatschulen möglıch. ‚wel Staaten
1970/71 0/9 aller Schüler katholischen Privatschulen gewährten den Eltern Steuerermäaßigung für das gezahlte
Neger.) Schulgeld

Pennsylvanıa gewährte den Schulen direkte Hıltfe ent-Mehr als das Prestige steigen die Kosten sprechend der Schülerzahl 1ın 1er säkularen Fächern,
Rhode Island beteiligte siıch der Besoldung VO  3 Leh-Die Diözese Joliet 1n Illinois hat ermittelt, daß 1M ern 1ın diesen Fächern,; un Connecticut gab den CollegesBereich der Grundschulen die Kosten zwıschen 1966

und 1971 insgesamt 75,9 0/9 un bei den ber- eınen Teıl der Bundesmiuttel. egen diese esetze war
VO verschiedenen Personen un:! Gruppen wegen angeb-schulen 87,99/0 gestiegen sind. Auf den ein”elnen lıcher Verfassungswidrigkeit geklagt worden. Entschie-Schüler umgerechnet, stıegen S1e O: bei den Grund- dene Gegner sind besonders die Baptısten un: die

schulen 256,6 0/9 un:! bei den Oberschulen 78,/7 0/9
Dıie bessere Ausbildung der Lehrer hatte natürlich auch Reform-Juden. Obwohl diese selbst eigene Schulen C1I-

richten wollen, haben siıch iıhre Vertreter mehrtach
höhere Gehiälter Zur Folge ber Jahrzehnte hinweg hat- jede Hılte für Privatschulen ausgesprochen. Bei ıhnen
ten Schulschwestern und Patres die meıisten Lehrkräfte stand die Befürchtung 1mM Vordergrund, auf iırgendeinegestellt. Nachwuchsmangel und Verunsicherung durch die Weıse gewınne der Staat FEinfluß auf die Relıgionsgemeın-allgemeine kirchliche Entwicklung ließen den Anteıl die- schaften, WenNnn INa  $ VO ıhm eld erbittet un: annımMMt
ser „billigen Kräfte“ aber ımmer mehr schwinden. Statt (vgl NCNS, 3() 71)dessen mußten Laien angeworben werden, die wı1ıe 1M
etzten Jahr 1n New ork un San Francısco notfalls In der Begründung für die Ablehnung teilweiser Hılfen

für die privaten Schulen 1n Pennsylvanıa un Rhode Is-ıhre Forderungen nach höheren Gehiältern un Mitbe- and heißt C: wörtlich: die Überprüfung hätte ergeben,stımmung auch durch Streiks durchsetzen. Der weıt-
gehende Austausch V“O  S Schwestern UN: Patres durch „daß die den Kirchen angeschlossenen Schulen VO —

lıg1ösen Organısationen kontrolliert werden, die ropa-Laienkräfte (Rückgang VON 97 0/9 auf 60 0/9 VO  — 1950 bis
gjerung un Verbreitung eınes bestimmten relıg1ösenführte aber auch dazu, dafß tradıitionelle Mäzene

mißtrauisch wurden un ine Verfälschung der katho- Glaubens ZU Ziele haben un: ıhre Handlungsweise
lischen Schulen befürchteten. Sıe machten auch darauf ausrıchten, daß s$1e dieses 7;el erreichen können“. Im

Rhode-Island-Fall heißt 6S „Das Gericht kam demaufmerksam, daß die Lehrkräfte der relig1ösen Schluß, daß das parochıal school-System ein integralerUnterweısung 1e]l weniıger Gewicht beimessen. So W1€e-
derum erklärte sıch die obenerwähnte Abnahme der Bestandteıl‘ des relig1ösen Auftrages der katholischen

Kırche se1.“ Dıe Möglichkeit einer Verquickung 7zwischenMotivation „Religiöse Aspekte“. Während die Einnah- Kirche un Staat se1 besonders deshalb gegeben, weiıl
INne  $ der Gemeinden 7wischen 1965 und 1970 durch-

sıch u „Kinder 1n einem leicht beeinflussenden Alterschnittlich Nnur 129 stiegen, erhöhten sıch die Kosten
tfür die Schulen 70 0/9 Immer größere Teile der g.. handle unn der Gefahr, die eın Lehrer LC-

samten Kollekteneinnahmen mußten für die Schulen auf- lıg1öser Kontrolle und Diszıplın tür die Trennung des
relig1ösen VO eın säkularen Aspekt der Grundschul-gewandt werden. Überall zeigten siıch Defizite. Dıie Erz-

diözese Washington Z, . beendete das Haushaltsjahr erziehung in solchen Schulen darstellt“
1970/71 Juni mıiıt ein—gm Defizit VO: 500 000
Diese Summe entsprach n  u der öhe der Zuschüsse Wäare steuerliche Entlastung der Eltern eın Ausweg?seıtens des Bistums für die high schools. Von den Ge-
samteinnahmen VO Z Millionen wurden 1,2 Millio- Dıie weitgehend beobachtende große Aufregung nach
Nnen für das Erziehungswesen ausgegeben. Bekanntwerden des Urteils hat sıch gelegt. Beson-
In dieser tast ausweglosen Lage bemühten sıch die ka- ders erleichtert viele Anhänger des katholischen

Schulsystems, daß bereits wel Monate spater 1n enn-tholischen Schulträger Ananzielle Unterstutzung se1-
tens der Bundesstaaten oder anderer öffentlicher Stellen. sylvanıa un: Illinois NEUC Hılten durch (Gesetz eröft-
Die Kompetenzverteilung un: sehr unterschiedliche net wurden, deren Verfassungsmäßigkeit nach Meınung

vieler Experten wenıger umstrıtten 1St Allerdings lıegenHandhabung iın den einzelnen Staaten erschwert sowohl
einen Gesamtüberblick als auch ine gemeinsame, VO schon wieder rund Klagen beım Obersten Gerichtshof,
der Bischofskonterenz festgelegte Strategıie. ıne CEA- diese CGesetze un Ühnliche iın anderen Staaten Fall
Untersuchung miıt Stichdatum 15 1971 ergab, dafß bringen. Die Regierung VO  . Pennsylvanıa, soeben erst in

die Schranken gewlesen, beschloßß, jedem Schüler priıvaterStaaten 1n iırgendeıiner orm privaten Schulen halten,
während Süd- und Weststaaten sSOWI1e Nebraska ke1- Schulen 1n der Grundschule 75 $ un: in der Oberschule
nerlei Hılte gewährten. Dıie Unterstützung reichte VO 150 $ gewähren. Insgesamt rechnet ma  } mıiıt eiıner jJähr-
Transportkosten ber Beteiligung den Lehrergehäl- lıchen Belastung VO  e} 47 Miıllionen die Aaus der
tern bıs ZU auf VO Unterrichtsmaterial. Außerdem Zıgarettensteuer iNnOomMMeEN werden sollen
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In Illinois sollen darüber hinaus Eltern, deren Jahresein- auch geworden. Es wırd der Vorwurt erhoben,kommen einer bestimmten Grenze liegt, zusätzliche die Kıiırche sel lange „kindorientiert“ SCWESECN. lle
Mittel erhalten. Außerdem werden hohe Beträge ZUr Ver- anderen Möglichkeiten der Erziehung, besonders der reli-
fügung gestellt, 1mM gesamteN Bundesstaat VO  - öftent- g1ösen Weıiterbildung außerhalb der Schulen habe INna  -
lichen un privaten Schulen LIECUC Erziehungsprogramme sehr vernachlässıgt. Dıie „Nationale Lajenvereinigung“ausarbeiten lassen, wobej die Schwerpunkte zwischen kritisierte Anfang Januar das Mifßverhältnis der Aut-
beiden Gruppen aufgeteilt werden sollen Mınnesota wendungen: Pro Jahr werde für einen Schüler einer
schließlich War das Land, das den Eltern DESTALLELT, katholischen Schule ıne Summe VO  3 100 bis 750 AZUS
die Häilfte der jahrlichen Schulgeldkosten VO der Steuer- Kollektengeldern bezahlt, für Schüler einer public school
schuld abzuziehen. jedoch 1Ur für essen relig1öse Unterweıisung
Besonders dieser letzte Vorschlag fand die Zustimmung Von seıten der Befürworter katholischer Schulen wırd auf
weıter Kreıise. Dıie katholischen Bischöfe unterstutzten die Miısere der Staatsschulen un: deren weltanschauliche
diesen Plan auf iıhrer etzten Herbstsitzung. Allerdings Neutralität oder „Ersatzreligion“ verwıesen. Es se1l oft CI -
wünschen sS1e ıne bundeseinheitliche Regelung. Sıe VeI - schreckend, w1e z. B 1m Zusammenhang mIiIt Umweltpro-sprechen sıch davon, daß jahrlich eLtw2 275 Millionen blemen außerst fragwürdiıge un gefährliche Ideologien
indirekt den katholischen Schulen zufließen un durch aufgebaut würden. Hıer musse INa  } sıch distanziıeren und
diesen Auftrieb auch die Investitionsfreude VO  ; privater abschirmen. Den public schools wırd ferner vorgeworfen,
Seıte zunımmt. Indessen attackierte der „National Catho- S1e vermıiıttelten lediglich technokratisches Wıssen. Selbst
lıc Reporter“ den Vorschlag Dezember 1971 in die alten Ideale der amerikanıschen Natıon w1e das der
2ußerst heftiger Orm. Das LECUE System würde U, A, dazu Demokratie würden nıcht mehr gepflegt
führen, daß ein größerer el der Eltern die Kınder VO  3

den public schools 1abziehen un! s1ie dessen auf die Fın Rettungsanker: Gegenkulturschulen?„besseren“ Privatschulen schicken würde. Nur für die
Armen käiäme dies nıcht 1ın rage Das heutige Dilemma wel Artikel, die 1mM VErSANSCHNCHN Jahr in einer katholi-der publıc schools würde sıch vergrößern. Der Exodus schen un: einer evangelıschen Zeitschrift erschienen, SC-selbst könnte 1n eiınem spateren Stadium die Probleme der hören den seltenen Ausnahmen 1n der augenblicklichenPrivatschulen ebentalls erheblich steigern. Andere Wal- Diskussion, da sie Alternativen aufzeigen bzw. sıch über-nende Stimmen, Ü Pater Bredeway VO NCEA,
weısen aut mögliche Auflagen VO  ; staatlıcher Seıite haupt für Alternatiıven einsetzen 1 Der evangelische

Autor, dessen Thesen nachträglich VO  3 vielen Lesern heftighin, die s1e als „Gegengabe“ stellen könnten: staatlıche angegriften wurden, gab den katholischen SchulreformernLeistungskontrolle der Schüler, Genehmigung VO  3 Lehr- Schützenhilte: „Wollen WIr als Preıs unserer anti-katholi-büchern durch staatlıche Stellen, Forderung nach schen Wachsamkeit den Mythos aufrechterhalten, dafß diebeschränkter Aufnahme eınes jeden Bewerbers. Damıt öftentliche Erziehung 1ın Amerika 6S WEert 1St, als eın faktı-könnte ıne völlıg NEeUeE katholische Schule entstehen, die sches Monopol beibehalten werden? Im Interesse2um noch bis auf den Religionsunterricht Unter-
schiede gegenüber den public schools aufzuweisen habe der Erziehungsreform sollten die protestantischen hrı-

sten ıhre Furcht VOL der katholischen Hıiıerarchie ver-
Sollte keine finanzielle Klärung möglich se1ın, 1St mMIt we1l- CSSCH, die unheılıge Allianz zwıschen protestantischem

Schließungen VO  3 Schulen un abnehmenden Schüler- Establishment un Ööftentlicher Erziehung aufgeben und
zahlen rechnen. In diesem Fall mu{fß die Regierung sıch für die Entwicklung alternatıver Erziehungssysteme
allerdings selbst MIt erheblichen Kosten rechnen. Der einsetzen.“ Der Autor oriff die „erzieherisch blinde Dikta-
Transter VO  ‘ Schülern ehemaliger katholischer Schulen Lur einer Mehrheit über ıne Minderheıt“ A W1e€e S1€ sıch
public schools kostete allein die Steuerzahler in Mas- 1mM amerikanischen Schulsystem zeıge. Der Präsident der
sachussets bisher schon 100 Millionen Für die kommen- NCEA, Koob, präsentierte „undıskutierte Alterna-
den fünf Jahre wird miıt weıteren 75 Millionen g- tiven“, die 1n eınem „totalen Erziehungsprogramm“
rechnet. Interessanterweıise reagıeren die Gegner eıner miıt einer Umwandlung der gegenwärtiıgen Schule 1n eın
finanzıellen Hıltfe tür Privatschulen allergisch, WEenNn die Erziehungszentrum tür alle Altersschichten sieht. Als
prıvaten Schulträger bei Verweigerung VO  3 Miıtteln ıhre Zzweıte Möglichkeıit empfiehlt eın ausgewähltes Curr1i-

culum, das 1n Absprache mi1t den Staatsschulen KurseSchulen schließen. Damit schade INa  z} der Gemeinschaft.

Gegenwärtig, da die Sıtuation völlig ungeklärt ISt, macht über Weltkulturen, Musık, Psychologie, menschliche Be-
sich überall 1mM Schulbereich Ungeduld breıit. Kardıinal ziehungen, Stadtprobleme USW. anbieten sollte Nach

eiınem dritten Model]l sollte die private InıtiatıveCooke VO  e Nework sprach VO  a einer „Diskriminierung“
der Katholiken, un Kardıinal yol VO!] Philadelphiıa werden. Es sollten Lehrer un Berater ZUr Ver-

ZOg Vergleiche mMit den Natavısten un dem Ku-Klux- fügung stehen, die INa  - sıch 7zwecks Weıiterbildung
wenden könnte. Weiıter sieht ıne Aufgabe darın, daßlan Dıie Stimmung schwankt zwıschen Gesundbeten sıch die Kirche fast ausschließlich auf die Unterprivile-un: Mutlosigkeit. Eınıge Befürworter werden nıcht müde,

versı  ern, CS se1 1mM Grunde keine rage des Geldes, zy1erten jeder Art onzentriert un ıhnen vielfältige Pro-
STaMmM«EC anbietet. Statt des augenblicklichen „Überlebens-sondern des Vertrauens. Allerdings fehlt ıne weitgehende kampfes“ erwartet intensiıvere BemühungenEinıgung über Sınn und Zıel katholischer Schulen cselbst

den Bischöfen. Bıs heute konnten S1e sıch nıcht auf künftige Aufgabenverteilung. Allerdings tauchen bereıts
eıinen seit Jangem geplanten gemeiınsamen Hiırtenbrief Stimmen auf, die VOT allzu großen Erwartungen,

hinsıchtlich der Erwachsenenbildung, Warnen.einıgen. Kardınal Dearden VO  $ Detroit warnte VOT der
Illusion, Schule un Erziehung gleichzusetzen. Schließlich Neuerdings scheinen diejen1gen Boden gewınnen,
besuchten bis heute nıemals mehr als die Hilfte der Katho- die der Kirche die völlige Abwendung VO  3 überkomme-
liken katholische Schulen, un doch se1 AUuUS den ander_en nen Modellen und Lehrplänen So propagıerte der
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für den Frieden bezeichnet werden könne ine radikaleVerantwortliche für das Erziehungswesen der Diözese
Spokane/Wash Artıikel der Ausgabe VO Abkehr VO heutigen Curriculum muüßte aut BC-
April 1972 der Zeitschrift meriıca die ausschließlich ommen werden Auch zahlenmäßig INan sıch
der rage katholischer Erziehung gewidmet 1ST, „Gegen- türlıch stark einschränken „Um dies LUN, müßten WILr
kultur Schulen Dies keineswegs Neu für die efrl- wieder den Mut unNnserer eingewanderten Vorfahren Afin-
kanıschen Katholiken, denn schliefßlich auch die den, die wagten, radıkal anders sein Dieser Vorschlag

wurde mıittlerweile offiziell VO  3 der natıonalen katholi-Vorläuter der heutigen katholischen Privatschulen „IA-
dikale Gegenkultur Schulen SCWESCH Jetzt estehe die schen Erziehungs Vereinigung ZUuUr Überprüfung über-
Gefahr, dafß die Kırche iıhre Schulen als Renommiıier Ob- OININEN Vieleicht 1ST dies C111 Anfang
jekte behält un sıch Sanz dem Establishment gleichsetzt oob Where 15 the Catholic School System Heading? 111Der ursprünglıche un: CINZ12 vertretbare Auftrag der Ämerıiıca, 7 School Enrollment the 1971 hrsg
katholischen Schulen seı dadurch weıtgehend VO:! Census Bureau, Washington, arz  ba 1972 Greely,

Rossı The Education of Catholıic Americans Chicago 1966worden Sıch heute wiıederum gänzlıch abzusetzen CN- Zıt nach ‘“The National Catholic Reporter”” 10 1971 5 F
über den anderen, NeUeE Modelle für die heutige eıit - Bredeweg The National Catholic Reporter Orıgıins,
zubieten, das se1l die CINZISC Chance und Aufgabe documentary SCETVICC, 19/1 The National Catholic Re-

pOrter, 18 1971 The National Catholic Reporter, 71 1972katholischen Schule Als Beispiel nn Schultyp, SN
1971 10 Goetz, Giving Public Education Run tor Its oney,

Educatıon the 1970 S, Modern Age, Summer
der VO  $ sC1Ner NNnNeren Ausrichtung, VO seiıner Zusam- The Christian Century, 28 PE und Koob, Undiscussed
mensetzung un Arbeitsweise her als „christliche Schule Alternatives, ı America, 18

Sudwestafrika als Krisenherd
Das ehemals deutsche Südwestafrıka (heute Namıibia), händerschaft der Vereıinten Natıonen unterstellen
das nach dem Ersten Weltkrieg dem Völkerbund als SsC1 allerdings auch nıcht berechtigt den Status Namıiıbias
Mandatsgebiet unterstellt worden WAafr, könnte mMOS- EINSCILLS andern
lıcherweise heute Jlängst Ce1MNn unabhängiges Land WIC Säm- Im Jahre 1960 stellten die afrıkanıschen Staaten Liberia
bia oder Tansanıa sein Statt dessen wurde das Opfer un: Äthiopien Den Haag den Antrag, das System der
der Auseinandersetzungen 7ayıschen Südafrıka UuN: den Apartheid das die Regierung Pretorıa SeiIt SC1NETr E1ın-

die beide Rechte über Namıiıbia geltend machen un führung Namibia durch die deutschen Kolonijalherren
bisher noch keiner inıgung gekommen sınd hatte bestehen lassen und noch we1lter verschärft hatte, auf

Rechtmäßigkeit diesem Lände hın überprütfen
Geschichtliche Hintergründe der heutigen Sıtuation Der Gerichtshof 1eß sechs Jahre Jang MI 11 Antwort

auf sıch arten Er fällte lediglich 1nNe verfahrensrecht-
Im Jahre 18584 hatten die Deutschen begonnen, Namibia liche Entscheidung un: bte Gerichtsbarkeit nıcht

kolonisieren, das S1Ee jedoch nach dem Ersten Welt- AaUS TIrotz der Mißdeutigkeit dieser Entscheidung des Ge-
krieg wieder verlassen mußten Der Völkerbund sSsetztie richtshofes beschloß die Vollversammlung der Vereıiınten
auf der Versailler Friedenskonterenz die süudafrıkanıische Natıonen Jahre 1966 Südafrıka das Mandat über

Namıbia entziehen un: VO  - den VereıintenRegierung ZUur Erfüllung heiligen un: zivilisatori-
schen Aufgabe (Art 22 der Völkerbundssatzung) als Natıonen eEINSESEITZTEN Rat übertragen Dieses Gre-
Mandatsmacht über das Land Ce1in Wegen seiner SCcCOSIA- IN1U1IN AUus 11 Mitgliedern verfügte jedoch über keinerlei
phischen Nachbarschaft Südafrıka wurde Namıbia Mittel die UÜbernahme der Verwaltung des Landes durch-
mehr oder WCN18CF als Bestandteil der Südafrıkanischen Im Sicherheitsrat fand das Problem Namıiıbia
Unıon verwaltet Bereıts sSeITt dem Jahre 1934 betreibt Nn Interesse Er Lrat nıcht Aktion, den Beschluß
Südafriıka ine systematische Integrationspolitik Seılit der Vollversammlung auszuführen
1949 entsendet Namıiıbia Vertreter 1118 südafriıkanısche
Parlament Bıs ZUr Auflösung des Völkerbundes War In den Jahren 1970 un: 1971 wurde der Internationale
Südafrıka aber verpflichtet, diesem jahrlich über Gerichtshof EerNeut aufgefordert, den rechtlichen Status

Südwestafrikas nochmals überprüten Das GerichtTätigkeit Namıbıa, die dem Fortschritt un: Wohlerge-
hen der schwarzen Bewohner dieses Territoriıums dienen legte dem Sicherheitsrat der jeweils ein Rechtsgut-
sollte, Rechenschaft abzulegen achten VOT, dem festgestellt wurde, daß Südafrıkas

rasenz Namıibia rechtswidrig se1 Doch hatte der
Nach dem Zweıten Weltkrieg endete die Mandatszeıt eit VO  3 1966 bıs 1969 die Anteilnahme der Weltöftent-
Südafrikas zunächst 1le Versuche VO  } seiten der Regıie- iıchkeit Schicksal Namıbias stark nachgelassen Dıese
rung, leses Gebiet vollständig die Unıuon einzuglie- Ruhepause NUutztie Pretoria AauUs, Südwestafrika als
dern, gescheitert Dıie für Namıbia zuständige fünfte TOv1ınz SsSC1iN Regierungssystem einzubeziehen
Mandatskommission des Völkerbundes hatte jedesmal Der entscheidende Schritt dazu wurde Jahre 1969 MI1TL
ihre Zustimmung verweıgert Hılte des Gesetzes für südwestafrikaniısche Angelegenhei-

ten (South VWest Afrıca Afiairs Act) gZEe  N, das tortanAls sıch die südafriıkanische Regierung uen Ireu-
handabkommen tür Namıiıbia M1 den unterwerten der südafrıkanıschen Regierung die völlige Oberhoheit
sollte, entzündete sıch daran VO  — die Streitfrage über Namıbia zusicherte Es dürfte sich daher ZU heu-
zwischen den beiden Vertragspartnern Darauthin stellte Zeitpunkt als außerordentlich schwier1g CIr WEISCH,
der Internationale Gerichtshof Den Haag dreı Gut- Namıibia auf diplomatischem Wege Aaus dem südafrıka-
achten den Jahren 1950 1955 un: 1956 fest dafß Süd- nischen Staatsverband herauszulösen, nachdem 1-

atrıka rechtlich nıcht verpflichtet SCI1, das Gebiet der Treu- schen auf fast allen Gebieten der Politik Wirtschaft un:
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